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Bulgarien 111 82 | 5400 | 103 | 164 741 51,2 441

Zypern 9 08 | 18 500 49 34 122 477 559

Tschechien 79 | 103 13500 39 88 | 90.1 686 | 619
Estland 45 14 8500 39 | 137 745 765 | 626 |
Ungam 93 10,0 11 700 100 | 6.4 876 751 | 584 |

Lettland 65 24 6600 | 26 | 146 585 | 646 524

Litaven 65 3.7 6600 | 0.9 16.0 69.8 479 433

Malta 03 04 | 11 900 24 45 719 335 59.9

Polen 313 386 8700 101 161 | 64.7 69.9 612

Rumanien 238 22,4 6 000 45.7 | 7.4 | 78.8 63.8 | 56.6

Slowakei 49 54 10 800 121 186 | 928 | 591 48,9

Slowenien 20 20 | 16 100 89 7.0 86.4 638 678

Tarkei 775 | 653 | 6 400 549 6.6 50.9 523 | 4838

“Enthiit de regisivierien Atbeitsiosen. Da aber nicht aile Lander Arbeitslosenhilfen bezahlen, lassen sich auch nicht slle Arbeitsiosen registreren. Anm, der Red.
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# Alle Lander Europas soliten in die EU aufgenommen werden, weil... A






EINLEITUNG/MOTIVATION:

· Welche Länder sollen zur europäischen Union gehören; markieren auf Karte

· Abfrage der Ergebnisse/Begründung?

2. ÜBERLEITUNG

· Notwendigkeit aufgrund qualifizierter Daten zu urteilen

· Vorstellung EU-Beitrittskriterien

3. Arbeitsphase: „Verschränkte Gruppen“

4. PRÄSENTATION

5. VERTIEFUNG/DISKUSSION:
> Karikatur europäischer Wagen

Materialquellen: Themenblätter im Unterricht Nr. 15 2002
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         „Selbstverständlich ist das Projekt solide finanziert“

Zeichnung: Luff

Ablauf


Vergewissert euch kurz, wer alles in der gleichen „Ländergruppe“ ist.


Sucht eure jeweilige „Argumentgruppe“, lest den zugehörigen Text und bearbeitet die gestellte Aufgabe.


Ihr begebt euch zurück in die Ländergruppe.


Nun tauscht ihr euch aus, welche Argumente für und wider die Erweiterung der EU zutreffen.


Als Nächstes recherchiert und bearbeitet ihr die zugehörigen Länderinformationen mit Hilfe der gestellten Aufgaben.


Fällt nun ein abschließendes Sachverständigenurteil, ob das Land in die EU aufgenommen werden sollte.





Aufgabe „Argumentgruppe“


Lest, klärt und diskutiert den zugehörigen Text.


Benennt die einzelnen Punkte jeweils mit einem kurzen Schlagwort/einer kurzen Überschrift.





Aufgabe „Ländergruppe“


Informiert euch mittels des Textes und der Internetrecherche über das zugehörige Land. 


Zählt positive und Negative Punkte  der staatlichen Entwicklung auf.  Benutzt dabei die Kriterien der europäischen Union (( Folie!)


Entscheidet euch für oder gegen die Aufnahme und begründet dies kurz (( Folie!)





Vorteile, Chancen und Hoffnungen (Argumente Pro)


1. Die europäische Wertegemeinschaft (Demokratie, Rechtsstaat, Marktwirtschaft) wird auf Osteuropa ausgedehnt.


2. Die Osterweiterung bietet die Chance, nach dem Ende des Ost-West-Konflikts die Vereinigung Europas zu ver�wirklichen und (zusammen mit der NATO) den Frieden dauerhaft zu sichern.


3. Durch die Erweiterung wird ein größerer Binnenmarkt geschaffen. Wo das Warenangebot steigt, fallen die Preise. Für die Beitrittsländer und die EU-Staaten entste�hen aus der Vergrößerung des gemeinsamen Marktes langfristige Wachstumsimpulse. Am meisten profitieren jene Staaten, die enge geografische, historische und kul�turelle Beziehungen zu den Kandidatenländern unterhal�ten. Das sind Deutschland, Österreich und Italien.


4. Der Transformationsprozess in den mittel- und osteu�ropäischen Staaten wurde durch die Perspektive einer  EU-Mitgliedschaft gefördert.


5. Die Beitrittsländer werden bei der Modernisierung ihrer Wirtschaft durch Transferzahlungen aus EU-Programmen, durch Direktinvestitionen und rasch wachsende Handelsbeziehungen zu den Mitgliedsländern unterstützt.


Migration*: Wie groß ist der Einwanderungsdruck?


Die Freizügigkeit ist neben der Finanzierung der Agrarpolitik eine der heikelsten Fragen der Ost-Erweiterung. In den osteuropäischen Staaten erreichen die Pro-Kopf-Einkommen durchschnittlich nur ein Zehntel des Niveaus der gegenwärtigen EU-Mitglieder. Diese Kluft zwischen Ost und West erzeugt zweifellos Druck auf den hiesigen Arbeitsmarkt, insbesondere wenn es um arbeitsintensive Dienstleistungen oder das Baugewerbe geht Doch hinter Horrorszenarien über massenhafte Zuwanderung steckt meist eine gehörige Portion Heuchelei: Schon heute  bedient man sich nur allzu gern der Billig-Arbeitskräfte aus Osteuropa. Meistens geht es um Jobs, die Deutsche gar nicht haben wollen. Die frühsommerliche Spargelernte in Brandenburg könnte ohne polnische Arbeiter kaum noch pünktlich eingebracht werden. Restaurants und Hotels in den österreichischen und bayrischen Touristengebieten müssten schließen, wenn nicht zur Hochsaison fleißige Hilfskräfte aus Tschechien ihre Dienste anbieten würden... Wissenschaftliche Studien belegen, dass der Einwanderungsdruck weit geringer ist als angenommen. Sie gehen davon aus, dass nach einer völligen Öffnung der Grenzen rund 335.000 Einwanderer in die alten EU-Länder kommen werden. Erfahrungen mit dem EU-Beitritt Spaniens, Portugals und Griechenlands in den achtziger Jahren zeigen, dass die meisten Menschen lieber in ihrer Heimat bleiben. Das Lohnniveau ist dabei weniger wichtig als eine wirtschaftliche Perspektive.


*Migration=Wanderung





Kosten, Risiken und Ängste


1. Den Beitrittsländern fällt es besonders schwer, eine Einschränkung der gerade erst (wieder-) gewonnenen nationalen Souveränität zugunsten einer Mitgliedschaft in der EU in Kauf zu nehmen.


2. Ökonomisch werden langfristig zwar alle von der erwei�terten Union profitieren, aber kurzfristig werden mehr Altmitglieder zu Nettozahlern, d.h. sie zahlen mehr ein, als sie an Strukturmitteln und Fördergeldern von der EU zurückbekommen. Bis 2006 gibt die EU jährlich 80 Mrd. Euro für die Erweiterung aus, ein Betrag, der nach Expertenmeinung nicht ausreichen wird.


3. Auf beiden Seiten gibt es Ängste aufgrund des wirt�schaftlichen Entwicklungsunterschiedes zwischen den bis�herigen EU-Ländern und den Beitrittsländern. Im Westen fürchtet man, dass das deutliche Lohngefälle zu einer Masseneinwanderung von Arbeitskräften von Ost- nach Westeuropa führen wird. In den Beitrittsländern dagegen regt sich Widerstand gegen den Ausverkauf an Land und Immobilien an die finanzstarken Westeuropäer


4. Der Anpassungsdruck auf bestimmte Regionen und Wirtschaftszweige wird in den Beitrittsländern und in den derzeitigen Mitgliedsstaaten steigen. In den Altländern befürchtet man, dass aus Kostengründen vermehrt Arbeitsplätze in die neuen Mitgliedsstaaten verlegt wer�den könnten. Dagegen fürchten Unternehmen in den Beitrittsländern, dass sie dem Wettbewerb mit technolo�gisch weiter fortgeschrittenen Produzenten im Westen nicht gewachsen sind.


5. Die Heterogenität* in der erweiterten Union wird zuneh�men. Die größeren Interessensunterschiede (z.B. zwi�schen „armen" und ,reichen' Mitgliedsstaaten) werden die ohnehin komplizierte Entscheidungs- und Kompromissfindung innerhalb der Union noch mehr erschweren.


Problem Landwirtschaft


Die gesamtwirtschaftliche Bedeutung des Agrarsektors ist in den mittel- und osteuropäischen Staaten - gemessen an den Anteilen am Bruttoinlandsprodukt und an der Beschäftigung - deutlich größer als im EU-Durchschnitt. Die Land�wirtschaft innerhalb der EU weist aber eine deutlich höhere Produktivität auf: In Polen arbeiteten z.B. 1998 19,1% der Beschäftigten in der Landwirtschaft (EU15: 5,2 %), aber sie erwirtschafteten nur 4,8 % des BIP (EU15: 2,3%). Würde die „Gemeinsame Agrarpolitik der EU" (GAP) unverändert auf die mittel- und osteuropäischen Staaten übertragen, so müssten dort auch die Preise für Agrarprodukte und Lebensmittel deutlich auf EU-Niveau angehoben werden. Dies hätte nega�tive Folgen für die Akzeptanz eines EU-Beitritts in der Bevölkerung, ganz abgesehen davon, dass die EU-Haushaltsmittel nicht ausreichten. Eine Ausdehnung der Direktzahlungen auf die Beitrittsstaaten hat die EU deshalb nicht vorgesehen. Direktzahlungen sollen die Einkommensausfälle der Landwirte infolge von Preissenkungen ausgleichen. Sie machen inzwischen 70% der gesamten Agrarausgaben der EU aus. Da die Landwirte in den neuen Mitgliedsstaaten von den Preissenkungen nicht betroffen seien, so argumentiert die Kommission, hätten sie auch keinen Anspruch auf Ausgleichs�zahlungen. Fraglich ist jedoch, ob in einer erweiterten EU auf Dauer Landwirte in Westeuropa subventioniert werden kön�nen, während ihre Kollegen in Osteuropa diese Zahlungen aus dem EU-Haushalt nicht erhalten.


* Unterschiedlichkeit	








Recherche-Tipps:


1. Länderinformationen:


� HYPERLINK "http://www.auswaertiges-amt.de/www/de/laenderinfos/index_html" ��http://www.auswaertiges-amt.de/www/de/laenderinfos/index_html�


� HYPERLINK "http://www.cia.gov/cia/publications/factbook/" ��http://www.cia.gov/cia/publications/factbook/� (leider nur englischsprachig)





2. Fortschrittsbericht der EU-Kommission:


� HYPERLINK "http://www.europa.eu.int/abc/doc/off/rg/de/2002/pt0706.htm#anch0354" ��http://www.europa.eu.int/abc/doc/off/rg/de/2002/pt0706.htm#anch0354�


(Schlüsselzahlen nächste Seite








